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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

BMF: Auswirkungen des sogenannten 9-Euro-Tickets auf die 
lohnsteuerliche Behandlung von Arbeitgeberzuschüssen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 31. Mai 2022 ein Schreiben 
zur lohnsteuerlichen Behandlung von Zuschüssen des Arbeitgebers zu 
Aufwendungen des Arbeitnehmers für den öffentlichen Personennahverkehr 
während der Gültigkeitsdauer des sogenannten 9-Euro-Tickets veröffentlicht. 

Mit dem Schreiben möchte das BMF der Rechtspraxis Klarheit über die 
Anwendung der Steuerbefreiung des § 3 Nummer 15 Einkommensteuergesetz 
(EStG) während der Gültigkeitsdauer des 9-Euro-Tickets verschaffen. 

Nach dem Schreiben sollen die folgenden Grundsätze gelten: 

Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 15 Einkommensteuergesetz (EStG)  

Zuschüsse, die Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn zu deren Aufwendungen für Tickets öffentliche 
Verkehrsmittel gewähren, sind hinsichtlich der Steuerbefreiung nach § 3 Nummer 
15 EStG auf die Höhe der Aufwendungen des Arbeitnehmers beschränkt.  

Für die Monate Juni, Juli und August 2022 wird es für die Anwendung des § 3 
Nummer 15 EStG aus Vereinfachungsgründen nicht beanstandet, wenn 
Zuschüsse des Arbeitgebers die Aufwendungen des Arbeitnehmers für Tickets für 
öffentliche Verkehrsmittel im Kalendermonat ersteigen, soweit die Zuschüsse die 
Aufwendungen bezogen auf das Kalenderjahr 2022 insgesamt nicht ersteigen 
(Jahresbetrachtung). 

Werden bezogen auf das Kalenderjahr 2022 insgesamt höhere Zuschüsse 
gezahlt, als der Arbeitnehmer Aufwendungen hatte, ist der Differenzbetrag als 
steuerpflichtiger Arbeitslohn zu behandeln. 

Arbeitgeberbescheinigung nach § 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 EStG 

Die nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien Arbeitgeberleistungen mindern den nach § 
9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 Satz 2 EStG als Entfernungspauschale abziehbaren Betrag 
und sind vom Arbeitgeber zu bescheinigen (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 EStG). 
Bescheinigt werden müssen die gesamten nach § 3 Nr. 15 EStG steuerfreien 
Arbeitgeberzuschüsse im Kalenderjahr. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 30. Mai 2022, IV C 5 - S 2351/19/10002 :007. 

 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Lohnsteuer/2022-05-30-lohnsteuerliche-behandlung-von-zuschuessen-des-ag-zu-aufwendungen-des-an-fuer-den-oepnv-waehrend-der-gueltigkeitsdauer-9-Euro-tickets.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 02. Juni 2022 

 
 
Haben mehrere Erblasser denselben Vorerben und nach dessen 
Tod denselben Nacherben eingesetzt, steht dem Nacherben auf 
Antrag für alle der Nacherbfolge unterliegenden Erbmassen 
insgesamt lediglich ein Freibetrag zu. Der Nacherbe muss in 
seinem Antrag angeben, welches Verhältnis zu welchem 
ursprünglichen Erblasser der Versteuerung zugrunde gelegt 
werden soll. Danach richten sich der Freibetrag und die 
Steuerklasse für das der Nacherbfolge unterliegende Vermögen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
Die Vereinbarung einer Ratenzahlung begründet keine 
Uneinbringlichkeit i.S. von § 17 Abs. 2 Nr. 1 UStG. Die 
Steuerentstehung gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a Satz 1 UStG 
ist nicht auf bereits fällige Entgeltansprüche beschränkt. Eine 
Teilleistung i.S. von § 13 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a Satz 3 UStG, bei 
der für bestimmte Teile einer wirtschaftlich teilbaren Leistung das 
Entgelt gesondert vereinbart wird, erfordert eine Leistung mit 
kontinuierlichem oder wiederkehrendem Charakter. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
Ein Steuerpflichtiger kann die Anteile der betrieblichen und der 
außerbetrieblichen Nutzung eines PKW, für den er einen 
Investitionsabzugsbetrag und eine Sonderabschreibung nach § 7g 
EStG in Anspruch genommen hat, nicht nur durch ein 
ordnungsgemäßes Fahrtenbuch, sondern auch durch andere 
Beweismittel nachweisen (Anschluss an BFH-Urteil vom 
15.07.2020 - III R 62/19, BFHE 271, 71). 
 

Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil II R 1/20: 
Freibeträge bei 
Zusammentreffen 
mehrerer 
Nacherbschaften 
 
 
 
 
 
 
01. Dezember 2021 
 

Urteil V R 37/21 (V R 
16/19): 
Steuerentstehung bei 
Vermittlungs-
leistungen 
 
 
 
 
 
 
01. Februar 2022 
 

 

 
Urteil VIII R 24/19: 
Nachweis der fast 
ausschließlichen 
betrieblichen Nutzung 
eines PKW bei der 
Inanspruchnahme 
eines Investitions-
abzugsbetrags und 
einer Sonder-
abschreibung nach § 
7g EStG 
16. März 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210088/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210089/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210090/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Wegzugsbesteuerung nach dem Außensteuergesetz (AStG) 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
Vorschrift zur „Wegzugsbesteuerung“ bei unentgeltlichen Anteilsübertragungen 
auf im Ausland ansässige Steuerpflichtige nicht einschränkend dahingehend 
auszulegen ist, dass das Recht Deutschlands zur Besteuerung der in den 
unentgeltlich übertragenen Anteilen ruhenden stillen Reserven ausgeschlossen 
oder beschränkt werden müsste. 

Sachverhalt 

Ein Vater übertrug auf seinen in den USA ansässigen Sohn einen Anteil an einer 
deutschen GmbH, deren Vermögen überwiegend aus im Inland belegenem 
Grundvermögen bestand. Zeitnah übertrug er auch Anteile auf seine Ehefrau. 

Das Finanzamt und das Finanzgericht Köln behandelten die Übertragungen als 
teilentgeltliche Erwerbe. Für den unentgeltlichen Teil der Übertragung auf den 
Sohn waren sie der Auffassung, die Voraussetzungen für eine 
„Wegzugsbesteuerung“ seien erfüllt. 

Entscheidung des BFH 

Dies hat der BFH jetzt bestätigt und ausgeführt, der Gesetzgeber habe keinen 
Zweifel daran gelassen, dass er trotz der Reform des Außensteuergesetzes auch 
weiterhin Fälle in die „Wegzugsbesteuerung“ habe einbeziehen wollen, in denen 
es nicht zu einem Ausschluss oder einer Beschränkung des deutschen 
Besteuerungsrechts an Veräußerungsgewinnen komme. 

Eine entsprechende einengende Auslegung sei auch nicht aus 
verfassungsrechtlicher Sicht geboten, denn es habe im Streitfall die den 
sofortigen Besteuerungszugriff rechtfertigende abstrakte Gefahr bestanden, dass 
die GmbH – etwa durch Umschichtung ihres Vermögens – ihren Charakter als 
Immobiliengesellschaft verlieren könnte, ohne dass hieran eine Besteuerung in 
Deutschland geknüpft wäre. 

Eine Berufung auf die Kapitalverkehrsfreiheit scheide aus, da sich bezogen auf 
Schenkungen seit dem maßgebenden Stichtag (31.12.1993) keine wesentliche 
Änderung der Rechtslage ergeben habe. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 08. Dezember 2021 (I R 30/19), veröffentlicht am 27. Mai 2022, 
vgl. die Pressemitteilung 022/22. 

 

Befreiungsvorschrift des § 6a GrEStG findet auf die Ausgliederung eines 
Einzelunternehmens zur Neugründung einer Kapitalgesellschaft 
Anwendung 

Bei der Ausgliederung eines Einzelunternehmens auf eine neu zu gründende 
Kapitalgesellschaft findet die Begünstigungsvorschrift des § 6a GrEStG 
Anwendung. Dies hat das Finanzgericht Münster in einem Verfahren der 
Aussetzung der Vollziehung entschieden. 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210082/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/wegzugsbesteuerung-nach-dem-aussensteuergesetz-astg/
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Sachverhalt 

Antragstellerin war eine GmbH, die im Zuge einer Ausgliederung gegründet 
worden war. Ihr alleiniger Gesellschafter war Alleineigentümer mehrerer 
Grundstücke, die er im Betriebsvermögen seines Einzelunternehmens hielt. Er 
war als Einzelkaufmann im Handelsregister eingetragen. Im Jahr 2021 gliederte 
er sein Einzelunternehmen mit allen Aktiva und Passiva gemäß §§ 152, 158 ff., 
123 ff. Umwandlungsgesetz (UmwG) auf die im Zuge der Ausgliederung 
gegründete Antragstellerin aus. Mitübertragen wurden auch die Anteile an einer 
weiteren GmbH, die Alleingesellschafterin weiterer, teils grundbesitzender 
Kapitalgesellschaften war. 

Der Antragsgegner – das zuständige Finanzamt - setzte im Hinblick auf die 
Ausgliederung und die Übertragung der GmbH-Beteiligung Grunderwerbsteuer 
fest. Hiergegen legte die Antragstellerin Einspruch ein und beantragte die 
Aussetzung der Vollziehung. Sie trug zur Begründung im Wesentlichen vor, dass 
die Erwerbsvorgänge nach § 6a Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) steuerfrei 
seien. Das Finanzamt lehnte die Aussetzung der Vollziehung ab. 

Richterliche Entscheidung 

Der gerichtliche Aussetzungsantrag hatte Erfolg. Es bestünden, so das 
Finanzgericht Münster, ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 
angefochtenen Grunderwerbsteuerbescheids. 

Die mit der Ausgliederung erfolgte Übertragung der im Eigentum des späteren 
Alleingesellschafters stehenden Grundstücke und der Übergang der im Eigentum 
der Tochtergesellschaften der weiteren GmbH stehenden Grundstücke seien 
jeweils grunderwerbsteuerbar gewesen, es greife aber der Befreiungstatbestand 
des § 6a Satz 1 GrEStG. Die Voraussetzungen der Vorschrift seien erfüllt. 
Insbesondere sei die Anwendung des § 6a GrEStG nicht deshalb 
ausgeschlossen, weil der spätere Alleingesellschafter der Klägerin als 
Einzelunternehmer beteiligt gewesen sei. „Unternehmen“ im Rahmen des § 6a 
GrEStG seien alle Rechtsträger, die wirtschaftlich tätig seien unabhängig von der 
Rechtsform. 

Für Zwecke der Anwendung des § 6a GrEStG müsse die Beteiligung an den 
abhängigen Gesellschaften auch nicht im Betriebsvermögen gehalten werden. 
Dies gelte auch dann, wenn, wie im Streitfall, ein Einzelunternehmen im Wege 
der Ausgliederung zur Neugründung auf eine Kapitalgesellschaft übertragen 
werde. Hätte der Gesetzgeber bestimmte, nach dem UmwG zulässige 
Verschmelzungen vom Anwendungsbereich des § 6a GrEStG ausnehmen wollen, 
hätte dies im Wortlaut des § 6a GrEStG einen Anklang finden müssen. 

Auch die Ausgliederung eines Einzelunternehmens auf eine Kapitalgesellschaft 
zur Neugründung sei deshalb von § 6a GrEStG erfasst. Insofern hat das 
Finanzgericht entgegen der derzeitigen Verwaltungsauffassung entschieden, 
nach der § 6a GrEStG auf Fälle der Ausgliederung eines Einzelunternehmens zur 
Neugründung einer Kapitalgesellschaft keine Anwendung finden soll 
(Gemeinsame Ländererlasse vom 22. September 2020, BStBl. I 2020, 960, Tz. 
2.1). 

Das Gericht hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Beschwerde zum 
Bundesfinanzhof zugelassen. 
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

ZUM SEMINAR 

Fundstelle 

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 03. Mai 2022 (8 V 246/22 GrE), vgl. 
die Pressemitteilung Nr. 11 vom 01. Juni 2022; die Beschwerde wurde 
zugelassen, über die Einlegung ist noch nichts bekannt. 
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Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 

 

Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 
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„Best Practice Lösungen im GTC“ 

Webinar-Reihe, 16.06. 

 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html#events?id=ID.155652_R.213323
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html#events?id=ID.155652_R.213323
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html#events?id=ID.155652_R.213323
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html#events?id=ID.155652_R.213323
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html#events?id=ID.155652_R.213323
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2022/8_V_246_22_GrE_Beschluss_20220503.html
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E-MAIL SENDEN 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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